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Liebe Leserinnen, liebe Leser 

Diese Woche fand die Sondersession des Nationalrats statt. Anders als in den vier «regula ren» 

Sessionen des Parlaments im Fru hling, Sommer, Herbst und Winter hat sich diese Woche nur der 

Nationalrat fu r drei Tage versammelt, um seine Pendenzen abzubauen. Gerne teile ich mit Ihnen 

in diesem kurzen Sessionsru ckblick meine Eindru cke dazu. Ich wu nsche Ihnen viel Spass bei                                 

der Lektu re und freue mich darauf, bereits im Juni wieder aus einer langen Session zu berichten. 

 

Folgende Geschäfte wurden in der Sondersession behandelt (Auswahl): 

«Für eine zivilstandsunabhängige Individualbesteuerung (Steuergerechtigkeits-

Initiative)». Volksinitiative und indirekter Gegenvorschlag (24.026) 

Um es gleich vorwegzunehmen: Die Annahme des indirekten Gegenvorschlags und zusa tzlich auch 

der Initiative waren fu r mich perso nlich die Highlights der Sondersession. Damit ist ein weiterer 

wichtiger Schritt zur Einfu hrung der Individualbesteuerung geschafft! Und dies unter schlechten 

Vorzeichen: Mit den Stimmen aus der Mitte-Fraktion war in der Fru hlingssession im Sta nderat die 

Vorlage des Bundesrats na mlich "vergiftet" worden. Die Taktik der Mitte ging durchschaubar 

dahin, die Vorlage so umzugestalten, dass sie fu r die FDP nicht mehr akzeptabel ist. Hier musste 

der Nationalrat dringend nachbessern. 

Und das ist gelungen: Die fortschrittlichen Kra fte im Nationalrat konnten sich bereits in der 

vorberatenden Kommission auf einen Kompromiss einigen. Dieser hat standgehalten und wurde 

vom Nationalrat mit 101 zu 95 Stimmen gutgeheissen. Ein Musterbeispiel von 

parteiu bergreifender Zusammenarbeit zugunsten einer Lo sung fu r ein unbestrittenermassen 

bestehendes Problem. 

In meinem Votum habe ich erneut die Relevanz und die Vorteile der Individualbesteuerung betont. 

Sie beseitigt die Heiratsstrafe. Sie dient daru ber hinaus, anders als andere Modelle, dem 

beruflichen Fortkommen der Frauen und strebt dies auch ausdru cklich an. Wenn Frauen nach der 

Mutterschaftspause fru her wieder einsteigen und/oder ganz generell in ho heren Pensen arbeiten, 

haben sie keinen Karriereknick. Dies dient der tatsa chlichen Gleichstellung und mindert den 

Fachkra ftemangel. 

Am Ende sprachen sich FDP, GLP, SP und die Gru nen geschlossen fu r ein Ja zur Initiative aus, die 

SVP und die Mitte waren erwartungsgema ss dagegen. Damit wurde sie mit 98 zu 96 Stimmen zur 

Annahme empfohlen.  

Der Sta nderat wird sich nun erneut mit den Differenzen des indirekten Gegenvorschlags befassen. 
Was jedoch bereits heute gesagt werden kann: Sollte der indirekte Gegenvorschlag in der vom 

Nationalrat verabschiedeten Version die Schlussabstimmung im Parlament und ein allfa lliges 

Referendum u berstehen, ko nnte die Initiative zuru ckgezogen werden. 

 

 

 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20240026
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-videos?TranscriptId=356270
https://www.parlament.ch/poly/Abstimmung/52/out/vote_52_30623.pdf
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Mo. SPK-N. Politische Rechte für Menschen mit Behinderungen (24.4266) 

Nach der Behindertensession 2023 hat die staatspolitische Kommission des Nationalrats mehrere 

Petitionen beraten. Daraus hervorgegangen ist unter anderem auch eine Motion, welche die 

A nderung von Art. 136 Abs. 1 der Bundesverfassung verlangt, um Menschen mit Behinderungen 

das uneingeschra nkte Stimm- und Wahlrecht zu garantieren. 

Der aktuell gu ltige Artikel in der BV schliesst Menschen, die aufgrund einer geistigen Behinderung 

unter umfassender Beistandschaft stehen, heute vom Stimmrecht aus. Wo rtlich steht in diesem 

Artikel: "wegen Geisteskrankheit oder Geistesschwa che entmu ndigt". Diese Regelung ist nicht nur 

sprachlich veraltet, sie ist diskriminierend und widerspricht dem Grundsatz der Gleichheit aller 

Bu rgerinnen und Bu rger. Sie basiert auf der veralteten und falschen Annahme, dass Menschen mit 

geistigen Behinderungen pauschal nicht in der Lage seien, sich eine politische Meinung zu bilden 

oder diese kundzutun. Die Realita t sieht jedoch anders aus: Es gibt auch unter Menschen mit 

geistigen Behinderungen ein sehr breites Spektrum an politischen Interessen und politischem 

Engagement. Zudem verpflichtet auch die UNO-Behindertenrechtskonvention, welche die Schweiz 

ratifiziert hat, zur uneingeschra nkten Gewa hrleistung der politischen Rechte von Menschen mit 

Behinderungen. Die zwei Kantone Genf und Appenzell Innerrhoden haben das Stimmrecht fu r 

Menschen mit geistigen Beeintra chtigungen auf kantonaler Ebene bereits eingefu hrt. Zu rich, Zug, 

Solothurn, Glarus und Bern sind derzeit daran. 

Der Nationalrat hat der Motion schlussendlich mit 109:68 Stimmen bei 16 Enthaltungen 

zugestimmt. Als Ombudsfrau Alter und Behinderung und Mitglied des Initiativkomitees der 

Inklusionsinitiative kenne ich dieses Anliegen gut und ich freue mich dementsprechend u ber 

diesen Entscheid des Nationalrats.  

 

Zivilgesetzbuch. Gewaltfreie Erziehung (24.077) 

Der Nationalrat will das Prinzip der gewaltfreien Erziehung von Kindern ausdru cklich im 

Schweizer Zivilgesetzbuch verankern. Als Erstrat hat er eine entsprechende Bundesratsvorlage 

mit 134 zu 56 Stimmen bei 2 Enthaltungen gutgeheissen. Die Bundesratsvorlage sieht zwei neue 

Sa tze im Zivilgesetzbuch vor. Im zweiten Satz steht, die Kantone ha tten dafu r zu sorgen, dass sich 

die Eltern und das Kind bei Schwierigkeiten in der Erziehung gemeinsam oder einzeln an 

Beratungsstellen wenden ko nnten. 

Die Mehrheit der SVP wollte nicht auf die Vorlage eintreten, da sie die Erwa hnung einer 

gewaltfreien Erziehung im ZGB als unno tig erachtet. Die grosse Mehrheit des Nationalrats ging 

hingegen mit dem Bundesrat einig, dass die explizite Erwa hnung einen Leitbildcharakter hat. Sie 

signalisiert, dass ko rperliche Bestrafungen und andere Formen von erniedrigender Behandlung 

von Kindern nicht toleriert werden. Eine explizite Verankerung des Gewaltverbots im Gesetz kann 
etwa Lehrpersonen oder Trainern eines Sportclubs helfen, Familien auf Verhaltensweisen 

anzusprechen, welche fu r die kindliche Entwicklung scha dlich ist. Die Vorlage geht nun erstmals 

in den Sta nderat. 

 

 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20244266
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20240077
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Pa. Iv. WBK-N. Überführung der Anstossfinanzierung in eine zeitgemässe Lösung (21.403) 

Im Parlament herrscht Konsens daru ber, dass eine dauerhafte Lo sung fu r die finanzielle 

Unterstu tzung der familienerga nzenden Kinderbetreuung gefunden werden muss. Ziel der 

entsprechenden Vorlage ist es, dass mehr Eltern eine Erwerbsarbeit aufnehmen oder erweitern.  

Bisher hat der Bund die Schaffung von Kita-Betreuungspla tzen mit 451 Millionen Franken 

unterstu tzt. Das 2003 in Kraft getretene Programm wurde mehrmals verla ngert und la uft noch bis 

Ende 2026. 

Bei der geplanten Anschlusslo sung wurde zuletzt u ber die Ho he, die Verwendung und die 

Anwendungsfelder der Fo rdergelder gestritten. Der Sta nderat sprach sich im Dezember 2024 fu r 

eine neue Betreuungszulage aus, die u ber Beitra ge der Arbeitgebenden, der Arbeitnehmenden 

und der Kantone finanziert wird, wohingegen der Nationalrat im Ma rz 2023 – also vor den 

eidgeno ssischen Wahlen – ein Modell mit einem direkten Bundesbeitrag verabschiedet hatte. 

Nun kommen sich die beiden Ra te zumindest im Grundsatz na her. Der Nationalrat beschloss die 

Vorlage als indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative "Fu r eine gute und bezahlbare 

familienerga nzende Kinderbetreuung fu r alle (Kita-Initiative)" zu pra sentieren. Diese verlangt, 

dass Eltern ho chstens 10% des Einkommens fu r die Kita-Pla tze ihrer Kinder ausgeben mu ssen. 

Inhaltlich besteht der Gegenvorschlag aus einer Betreuungszulage fu r bis achtja hrige Kinder. 

Diese betra gt monatlich mindestens 100 Franken, wenn Kinder an einem Tag pro Woche in einer 

Institution betreut werden. Pro zusa tzlichen halben Betreuungstag erho ht sich die Zulage um 50 

Franken. Die Zulage ist auch fu r nicht erwerbsta tige Eltern vorgesehen, wenn sich diese in Aus- 

oder Weiterbildung befinden. U ber die Finanzierung der Zulagen sollen die Kantone entscheiden. 

Noch nicht einig sind sich die beiden Kammern bei den Programmvereinbarungen. Mit diesen 

werden fu r die Kantone Anreize geschaffen, um in die fru he Fo rderung zu investieren, 

Angebotslu cken zu schliessen und institutionelle Betreuungspla tze fu r Kinder mit Behinderungen 

zu schaffen. Der Nationalrat beschloss mit 109 zu 82 Stimmen, die vom Sta nderat gestrichenen 

Programmvereinbarungen wieder in den Entwurf aufzunehmen. Dagegen waren die SVP- und der 

Grossteil der FDP-Fraktion. Perso nlich habe ich mich ebenfalls gegen die Lo sung u ber 

Betreuungszulagen ausgesprochen. Meiner Ansicht nach fa llt dies Kita-Finanzierung in die 

Kompetenz der Kantone - und damit aber auch in deren Verantwortung. Und da besteht bei einigen 

Kantonen definitiv noch Nachholbedarf.  Das Gescha ft geht nun erneut in den Sta nderat.  

 

 

 

 

 

 

 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20210403
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Aktuelles zu eigenen Geschäften 

Mo. Vincenz-Stauffacher. Neuevaluation der Ausschreibung von Reservekapazitäten 

(23.3577) 

Mit meiner Motion, die ich vor zwei Jahren eingereicht habe, wollte ich den Bundesrat beauftragen, 

die vorgesehene Ausschreibung von Reservekapazita ten zugunsten der Stromversorgungs-

sicherheit neu zu evaluieren. Die urspru nglich definierten notwendigen Leistungen fu r 

Reservekraftwerke in Bezug auf ihre Anforderungen entsprachen nicht mehr dem aktuellen Stand 

der Erkenntnisse und ha tten demgema ss zu einem deutlich zu hohen Mitteleinsatz gefu hrt. 

In meinem Votum habe ich erla utert, dass wir heute in U bereinstimmung mit dem Bundesrat 

feststellen ko nnen: Die Motion hat Wirkung erzielt. Ihre Forderung wurde erfu llt. Die 

Berechnungen zur mo glichen Dimensionierung von Reserven durch die ElCom wurden in enger 

Abstimmung mit dem BFE aktualisiert. Das UVEK hat sich dabei fu r ein etappiertes Vorgehen 

entschieden. Damit wird verhindert, dass zu grosse und zu teure Reserven aufgebaut werden. Die 

letzte Ausschreibung des BFE ist auf einen Umfang von 400 MW fu r die Zeit nach 2026 

ausgerichtet. In Franken ausgedru ckt, werden damit im Vergleich zur urspru nglichen 

Ausschreibung Investitionskosten von rund 500 Mio. Franken eingespart. Die Tiefhaltung der 

Kosten der Reserveleistung ist insbesondere fu r die Wirtschaft wichtig. Dabei wissen wir 

natu rlich: Die angestrebte Optimierung ist komplex. Es ist anspruchsvoll, Risiko und Kosten in ein 

optimales Verha ltnis zu bringen. Darum ist es wichtig, diesen Abgleich immer wieder zu machen. 

Auch hinsichtlich unseres Verha ltnisses zu Europa gilt: Die europa ische Einbindung reduziert den 

Bedarf an Reserveleistung und reduziert auch unsere volkswirtschaftlichen Kosten. 

Mit dieser Begru ndung habe ich die Motion mit einem ausdru cklichen Dank fu r die 

Beru cksichtigung des Anliegens zuru ckgezogen. 

 

Ausserhalb der Session  

Mit der Heirat meiner Tochter Lisa Vincenz mit Mike Egger am 2. Mai 2025 sitzen seit dieser 

Sondersession nun Schwiegersohn und Schwiegermutter zusammen im Nationalrat, allerdings 

nicht in derselben Fraktion – getreu der Rubrik: Geschichten, die das Leben schreibt!   

 

Besten Dank fu r Ihr Interesse! Ich freue mich, Ihnen bald wieder aus Bern zu berichten.  

Herzliche Gru sse, 

 

 

 

Susanne Vincenz-Stauffacher  

Nationalra tin FDP/SG 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-verhandlungen?SubjectId=67892
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-videos?TranscriptId=356066

